
  
 

            
 
Änderungsantrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss  für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften 

17.09.2013 öffentlich 
Vorberatung 
 

Hauptausschuss 18.09.2013 öffentlich 
Vorberatung 
 

Stadtrat 25.09.2013 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
Betreff:  Änderungsantrag der SPD -Stadtratsfraktion zur Beschlussvorlage 

Realisierung personalwirtschaftlicher Maßnahmen zur  Reduzierung der 
Personalaufwendungen im Zeitraum 2014-2018 (V/2013/ 11899) 

  
Beschlussvorschlag:                                          
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Die Beschlussvorlage wird um folgende Beschlusspunkte ergänzt. 
 
4.  Bevor die personalwirtschaftlichen Maßnahmen umgesetzt werden, führt die Verwaltung 
ein Verfahren zur Personalbedarfsplanung durch. Dieses Verfahren schließt eine 
Betrachtung von möglichem Aufgabenwegfall, Aufgabenkritik und eine Untersuchung der 
Ablauforganisation in allen Bereichen der Verwaltung ein und geht der Ausweisung von kw-
Stellen voraus. Hierzu wird ein Lenkungsausschuss aus Rat und Verwaltung gebildet. 
 
5. Das Verfahren wird zuerst für die Stellen durchgeführt, die im Stellenplan 2014 als im Jahr 
2014 wegfallend beschrieben werden sollen, mit dem Ziel, die Ergebnisse in den Beschluss 
zum Stellenplan 2014 einzuarbeiten. Anschließend wird es auf die gesamte Verwaltung 
ausgedehnt und die Ergebnisse in die Stellenpläne ab 2015 eingearbeitet. 
 
6. Die Modelle „Abfindung“ und „Rentenmodell“ sind grundsätzlich ausschließlich den 
Inhaberinnen und Inhabern von kw-Stellen anzubieten. Inhaberinnen und Inhabern von 
Stellen, die weiterhin benötigt werden, können diese Modelle angeboten werden, wenn die 
Nachbesetzung ihrer Stelle durch Inhaberinnen und Inhaber von kw-Stellen gesichert ist. 
 
gez. Johannes Krause  
Fraktionsvorsitzender 
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Begründung:      
                                                                                                                               
Der aus finanziellen Gründen notwendige Personalabbau muss nach einem geordneten   
Verfahren erfolgen, das die Leistungsfähigkeit der Verwaltung sichert und den zukünftigen 
Personalbedarf plant. Veränderungen in der Aufgabenerfüllung und der eventuelle Wegfall 
von Aufgaben müssen auf die strategischen Ziele der Stadt und die finanziellen 
Möglichkeiten der Zukunft hin abgestimmt werden. Darum muss dem Stellenabbau eine 
Personalbedarfsplanung mit Aufgabenkritik vorangehen.  
Es darf nicht eintreten, dass die Verwaltung in bestimmten Bereichen personell so 
ausgedünnt wird, dass die Aufgaben nicht mehr erfüllt werden können oder nur noch um den 
Preis einer dauerhaften Überlastung des betreffenden Teils der Mitarbeiterschaft leistbar 
sind. In einigen Fachbereichen ist das jetzt schon der Fall. 
In der Haushaltskonsolidierung nach 2002 hat sich der Lenkungsausschuss aus Verwaltung, 
Personalrat, Stadträte und Gewerkschaft bewährt. Dieser Lenkungsausschuss soll aus  Sicht 
der SPD-Fraktion daher wieder einberufen werden, um die entsprechenden Vorschläge zu 
beraten. 
Dabei muss sichergestellt werden, dass die personalwirtschaftlichen Maßnahmen ab 2014 
greifen können, ohne dass die Ausbringung von kw-Stellen planlos erfolgt. Zum anderen ist 
zu gewährleisten, dass die personalwirtschaftlichen Maßnahmen nur dort wirken, wo Stellen 
abzubauen sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


